
Ordentliche Hauptversammlung 

der 

LIBERO football finance AG 

Frankfurt am Main 

am 2. April 2025 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 über die Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/I gemäß § 203 

Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 AktG 

Der Vorstand hat zu Tagesordnungspunkt 8 gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 

Abs. 4 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Bezugsrechtsausschluss 

erstattet. Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an unter 

https://libero-football-finance.com/de/investors/ 

zugänglich. Auf Verlangen wird dieser Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos 

übersandt. 

Zu Tagesordnungspunkt 8 der auf den 2. April 2025 einberufenen Hauptversammlung 

schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, ein neues genehmigtes Kapital zu schaffen. Es 

wird vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Grundkapital der Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag 

der Eintragung des genehmigten Kapitals in das Handelsregister, einmalig oder 

mehrmalig, ganz oder teilweise, um bis zu insgesamt EUR 20.000.000,00 gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 20.000.000 neuen, auf den Inhaber 

lautende Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/I). Die Bestimmung der 

weiteren Einzelheiten obliegt dem Vorstand unter dem Vorbehalt der Zustimmung des 

Aufsichtsrats. Im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/I soll der Vorstand darüber 

hinaus ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 

Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen. Der Vorstand erstattet 

daher gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht, der Bestandteil der Einladung der 

Hauptversammlung ist. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

Die aktuelle Satzung der Gesellschaft enthält in § 10 das Genehmigte Kapital 2019, 

wonach der Vorstand ermächtigt ist, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 



der Gesellschaft bis zum 19. Februar 2024 durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage einmalig oder mehrmals, ganz 

oder in Teilbeträgen um bis zu insgesamt EUR 20.000.000,00 zu erhöhen, wobei das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann (Genehmigtes Kapital 2019). 

Dieses genehmigte Kapital wurde bis zum Ablauf des Ausübungszeitraums (19. Februar 

2024) nicht ausgenutzt und ist daher ausgelaufen. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 

(ZukunftsfinanzierungsG) im Dezember 2023 wurde u.a. die Grenze für den vereinfachten 

Bezugsrechtsausschluss von 10 % auf 20 % angehoben. Um der Gesellschaft auch 

künftig die Möglichkeit einzuräumen, schnell und flexibel die Eigenkapitalbasis der 

Gesellschaft zu stärken, beabsichtigen Vorstand und Aufsichtsrat, ein neues 

genehmigtes Kapital durch die Hauptversammlung beschließen zu lassen. Das neue 

Genehmigte Kapital 2025/I soll bis zu EUR 20.000.000,00 betragen. Die Gesellschaft soll 

durch die vorgeschlagene Ermächtigung die Möglichkeit erhalten, kurzfristig auf 

auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu können. Zu diesem Zwecke soll der 

Vorstand auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 

Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen. 

Der Vorstand der Gesellschaft soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/I 

insbesondere ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von 

dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Dies ist erforderlich, um ein technisch 

durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an 

der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 

mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen 

für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Zudem soll das Bezugsrecht beim Genehmigten Kapital 2025/I insbesondere 

ausgeschlossen werden können, wenn die Volumenvorgaben und die übrigen 

Anforderungen für einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt 

sind. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird voraussichtlich nicht über 3 

% jedenfalls aber maximal bei 5 % des Börsenpreises liegen. Die Möglichkeit des 

Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzen, kurzfristig günstige 

Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen 

möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel 

zu erreichen. Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren 

Handlungsmöglichkeiten erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine 

vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrechten der Aktionäre. Es kommt zwar dadurch 

zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen 

Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Aktionäre, die ihre relative 



Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben 

jedoch in der Regel die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu 

erwerben. 

Der Vorstand soll ferner im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/I insbesondere 

ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei 

Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen insbesondere in Form von Unternehmen 

und/oder Unternehmensanteilen, Gesellschaften und/oder Gesellschaftsanteilen, 

Forderungen, Patenten, Marken und/oder sonstigen gewerblichen Schutzrechten, 

und/oder Lizenzen und/oder sonstigen Vermögensgegenständen und/oder sonstigen 

Rechten auszuschließen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 

bezweckt, der Gesellschaft die Möglichkeit zum Erwerb von derartigen Sachen, 

Gegenständen und/oder Rechten gegen Gewährung von Aktien auch dann einzuräumen, 

wenn deren Inhaber als Gegenleistung die Verschaffung von stimmberechtigten Aktien 

der erwerbenden Gesellschaft verlangen. Zwar kommt es durch den 

Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des 

relativen Stimmrechtsanteils der bisherigen Aktionäre. Bei Einräumung eines 

Bezugsrechts wäre jedoch der Erwerb derartiger Sachen, Gegenständen und/oder 

Rechten gegen Gewährung von Aktien nicht möglich. Die damit verbundenen Vorteile für 

die Gesellschaft und damit einhergehend auch für die Aktionäre wären nicht erreichbar.  

Bisher bestehen in Bezug auf das Genehmigte Kapital 2025/I keine konkreten Pläne für 

solche Erwerbsvorhaben. Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen 

und/oder Unternehmensteilen, Gesellschaften und/oder Gesellschaftsanteilen, 

Forderungen, Patenten, Marken und/oder sonstigen gewerblichen Schutzrechten, 

und/oder Lizenzen und/oder sonstigen Vermögensgegenständen und/oder sonstigen 

Rechten konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von dem Genehmigten 

Kapital 2025/I zu diesem Zwecke gegen Ausgabe von Aktien Gebrauch machen wird. Er 

wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb von derartigen Sachen, Gegenständen und/oder 

Rechten im Interesse der Gesellschaft liegt. Nur dann wird auch der Aufsichtsrat seine 

Zustimmung erteilen. 

Es ist in der Ermächtigung insbesondere weiter vorgesehen, dass der Vorstand das 

Bezugsrecht zugunsten der Inhaber von Wandelschuldverschreibungen, 

Wandeldarlehen, Optionsschuldverschreibungen oder Optionsscheinen ausschließen 

kann. Diese Möglichkeit, das Bezugsrecht auszuschließen, soll den Inhabern solcher 

Wandel- oder Optionsrechte einen angemessenen Verwässerungsschutz gewähren. Die 

Bedingungen von Wandelschuldverschreibungen sowie von Wandeldarlehensverträgen, 

Optionsschuldverschreibungen oder Optionsscheinen sehen zumeist die Gewährung 

von Verwässerungsschutz im Falle einer Kapitalerhöhung entweder durch Ermäßigung 

des Wandlungs- oder Optionspreises oder durch Einräumung eines Bezugsrechts vor. 

Um nicht auf die Alternative der Verminderung des Wandlungs- und Optionspreises 



beschränkt zu sein, soll für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/I eine 

Ermächtigung vorgesehen werden, das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien insoweit 

auszuschließen, als es erforderlich ist, um Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, 

Wandeldarlehen, Optionsschuldverschreibungen oder Optionsscheinen ein 

Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen zustehen würde, wenn sie von 

ihren Wandel- und Optionsrechten vor der jeweiligen Beschlussfassung über die 

Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Der Vorstand kann durch die Ermächtigung 

dieses Bezugsrechtsausschlusses beide genannten Alternativen nutzen und sich nach 

sorgfältiger Abwägung der Interessen für die im Einzelfall vorteilhaftere Alternative 

entscheiden. 

Der Vorstand soll ferner im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/I insbesondere 

ermächtigt werden, das Bezugsrecht auszuschließen, um Aktien an Arbeitnehmer der 

Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen ausgeben zu können. Die Ausgabe 

von Aktien an die genannte Personengruppe kann aus der Sicht der Gesellschaft sinnvoll 

sein, um die genannten Personen zu incentivieren und sie am Erfolg ihrer eigenen 

Leistungen zu beteiligen. Um diesen Zweck zu erreichen, ist der Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. Bei der Abwägung aller genannten Umstände 

halten der Vorstand und der Aufsichtsrat den Bezugsrechtsausschluss in den genannten 

Fällen aus den vorgenannten Gründen für sachlich gerechtfertigt und angemessen. 

Hierbei wurde auch der zulasten der Aktionäre eintretende Verwässerungseffekt 

berücksichtigt. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2025/I Bericht erstatten. 

Frankfurt am Main, im Februar 2025 

Libero football finance AG 

Der Vorstand 


